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Liam Hurwitz und Simon Rundé

Arbeitsgruppe: Zivilklausel durchsetzen!

In § 4 Absatz 1 des Bremischen Hochschulgesetzes heißt es: „Die Hochschulen verfolgen in Forschung, Lehre und Studium aus-
schließlich friedliche Zwecke.“ Und § 7b bestimmt: „Die Hochschulen geben sich in Umsetzung von § 4 Absatz 1 eine Zivilklausel. 
Sie legen ein Verfahren zur Einhaltung der Zivilklausel fest. In den Hochschulen kann eine Kommission zur Umsetzung der Zivilklau-
sel gebildet werden.“ Beides wird aktuell von der Universität Bremen nicht voll umgesetzt. Insbesondere gibt es kein transparentes 
Verfahren für Anwendung der Zivilklausel. Damit die Wissenschaft zur friedlichen Weiterentwicklung der Gesellschaft beiträgt, sind 
in der Forschung sowohl Freiheit als auch das Übernehmen der Verantwortung für die möglichen Folgen notwendig. Deshalb muss 
neben der Freiheit der Forschung auch die Verantwortung für die Folgen wieder im Diskurs unserer Hochschulen stehen.

Im Selbstverständnis vieler Forschender, unabhängig vom For-
schungsbereich, besteht das Ziel ihrer Arbeit im Fortschritt und 
in der Weiterentwicklung der Gesellschaft. Es liegt im Interesse 
der WissenschaftlerInnen, durch verantwortliches Handeln die 
Herbeiführung und Sicherung des Friedens nachhaltig zu unter-
stützen.

Dies entspricht aber nicht der Realität. Die Universität Bremen, 
aber auch andere Hochschulen in Deutschland, standen schon 
im medialen Rampenlicht [1,2], da sie u. a. vom Pentagon For-
schungsaufträge erhalten haben. Über die Häfen in Bremen wer-
den Rüstungs- und Militärtransporte abgewickelt, allein im Jahr 
2018 736 Container mit Sprengstoff und Munition. Pro Tag wer-
den ungefähr 40 Tonnen Munition in alle Welt verschifft. Fast fünf 
Prozent der Bremer Wirtschaftsleistung erbringt die Rüstungsin-
dustrie [3]. Sogar die städtische Wirtschaftsförderung wirbt da-
mit, „die produktivste Region Europas in der Branche zu sein“.

Seit 2016 ist die Zivilklausel im Bremer Hochschulgesetz veran-
kert. Dort [4] steht: „Sie legen ein Verfahren zur Einhaltung der 
Zivilklausel fest.“ Das genannte Verfahren wurde nicht veröf-
fentlicht. Ob es aktuell überhaupt ein Verfahren gibt, das prüft, 
ob ein Forschungsprojekt an der Universität für Rüstungszwecke 
genutzt werden kann, ist auch nicht einsehbar.

Die Diskrepanz zwischen vergesetzlichter Zivilklausel und deren 
wirkungsvoller Durchsetzung unterminiert die gesetzgebende 
Autorität ebenso wie die der Exekutive. Die Verletzung der Zivil-
klausel muss klar definierte strafrechtliche Konsequenzen haben, 
um ihre Wirkung zu entfalten.

Aber zuerst, was ist die Zivilklausel [5]?

Folgeverantwortliches Forschen durch Unabhängigkeit von 
Drittmitteln von Rüstungsfirmen. Die Universität Bremen hat 
unter dem Druck des Kalten Krieges und dem Rüstungswett-
lauf im Weltraum 1986 eine Zivilklausel eingeführt. Bisher ist in 
Bremen allerdings kein wirksames Verfahren zur Einhaltung der 
Zivilklausel etabliert. So sieht z. B. die Hochschule Bremen kei-
nen Widerspruch zum Bremischen Hochschulgesetz in ihrer Ko-
operation mit der Bundeswehr im Studiengang Informatik für 
Frauen, da die Bundeswehr nur friedliche Ziele verfolge.

Die Hochschulen verfolgen in Forschung, Lehre und Studium aus-
schließlich friedliche Zwecke. Die den Hochschulen vom Land und 
von Dritten zur Verfügung gestellten Mittel sollen ausschließlich 
für Vorhaben verwendet werden, die diesen Zwecken dienen.

Wir fordern den Akademischen Senat der Universität Bremen 
auf, seinen Beschluss Nr. 5113 korrekt umzusetzen, des Wei-
teren wird mit einer Anfrage nach dem Informationsfreiheits-
gesetz der Einblick in das Verfahren für die Universität (§ 7b 
Satz 3 BremHG) verlangt.

Ein kontroverses Thema bei der Zivilklausel ist das Problem des 
Dual Use. Der AStA schreibt dazu:

„GegnerInnen der Zivilklausel führen an, dass wissen-
schaftliche Erkenntnisse angesichts der Dual-Use-Pro-
blematik für militärische Zwecke verwendet werden 
können. Es könne nie ausgeschlossen werden, dass auch 
zivile Forschungsprojekte für militärische Zwecke ver-
wendet werden könnten.“

Bundeswehr an der Hochschule Bremen

Am 11. und 12. November 2017 fand im Haus der Wissen-
schaft eine öffentliche Podiumsdiskussion mit dem Thema Zap-
fenstreich für die Zivilklausel? statt. Thema war auch, dass 
die beabsichtigte Kooperation zwischen der Hochschule Bre-
men und des Bundesamtes für das Personalwesen der Bundes-
wehr gegen die Zivilklauseln des Bremischen Hochschulgesetzes 
und der Hochschule Bremen verstoße. Dies weist Rechtsanwalt 
Dr. Bernd Hoppe aus Kassel in einem Rechtsgutachten nach. 
Aus dem Rechtsgutachten geht hervor, dass die rechtliche Ein-
schätzung des Senators für Justiz und Verfassung vom Mai 2016 
rechtsfehlerhaft von einer Vereinbarkeit der beabsichtigten Ko-
operation mit den Zivilklauseln ausgeht. Dabei wird übersehen, 
dass die Zivilklausel nicht lediglich das Verfolgen von friedlichen 
Zwecken, sondern ausschließlich friedlichen Zwecken in Stu-
dium, Lehre und Forschung fordert. Die Bundeswehr verfolgt 
nicht ausschließlich friedliche Zwecke, auch nicht nach der Auf-
fassung des Senators für Justiz und Verfassung [6].

Eine Grundsatzfrage: Das US-Verteidigungsministerium verlangt 
von allen Projekten, die sie finanzieren, dass diese für militä-
rische Zwecke genutzt werden können. Explizit davon ausge-
schlossen sind Forschungen im medizinischen Bereich. Wie kann 
man behaupten, dass die Forschung für ausschließlich friedliche 
Zwecke genutzt wird, wenn der Geldgeber nur finanzieren darf, 
was für militärische Zwecke nutzbar ist?

Nils Zurawski fasst die Problematik in einem Beitrag von 
Deutschlandfunk Kultur sehr gut zusammen [7]:
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„Anderseits sollten Zivilklauseln anregen, wirklich zu 
tun, wozu sie beschlossen wurden. Statt ein Dilemma 
nur zu beklagen, sollten sie die notwendige Diskussion 
über die gesellschaftliche Verantwortung der Wissen-
schaft anregen, nicht nur, aber besonders verantwor-
tungsbewusst auf sensiblen Fachgebieten: innere wie 
äußere Sicherheit, privater wie nationaler Schutz vor 
Übergriffen waren und sind reich an Fragen für den For-
scher.“

Konzept

Die Kritik an diesen Entwicklungen rührt von dem Grundgedan-
ken her, dass Wissenschaft, Forschung und universitäre Lehre 
dem Frieden dienen und an zivilen Lösungen der großen globa-
len Herausforderungen arbeiten sollen. Deshalb muss das Kon-
zept der friedlichen Universität, ein elementarer Teil der Grün-
dungsideologie der Bremer Universität, weiter aktiv verteidigt 
werden. Hochschulen sollten sich als öffentliche Einrichtung der 
gesellschaftlichen Folgeverantwortung ihrer Forschung bewusst 
sein.

Ausblick

Immer mehr Menschen realisieren, dass wir jetzt etwas unter-
nehmen müssen, wenn wir die ganze Natur der Erde – uns ein-
geschlossen – nicht in den Tod reißen wollen. Bisher drehte sich 
die Klimadebatte vor allem um Gesetze, welche umweltschädli-
che Konzerne in die Schranken weisen sollten oder sich um nach-
haltigere Produktionswege bemühten. Stellen wir uns einem der 
größten ökologischen Schädlinge dieser Welt: dem Krieg.

Wissenschaft sollte nie zur Destruktion unserer Lebensgrundla-
gen dienen. Krieg hat verheerende Auswirkungen nicht nur auf 
die betroffenen menschlichen Gesellschaften, vielmehr stellt ein 
Krieg auch immer eine große Gefahr für Ökosysteme dar. Zu-
dem sorgen sie für eine sehr ineffiziente Nutzung von knappen 
Ressourcen. Seit der Industrialisierung verfügen wir über immer 
mehr Möglichkeiten Waffen zu produzieren. Mitverantwortlich 
dafür ist die Forschung. Die in der heutigen Zeit eingesetzten 

Bomben und Munition verpesten und zerstören in kürzester Zeit 
alle Bereiche des Ökosystems.

Verantwortliches Handeln in der Wissenschaft impliziert, dass 
alle Unterstützung von Krieg abgelehnt wird. Hierzu gehört, 
dass wir unseren Industrien, welche in kriegführende Länder ex-
portieren, nicht mehr durch unsere Forschung unterstützen. Wir 
als Forschende haben nur dann eine Zukunftsperspektive, wenn 
wir uns nicht vor der Wissenschaftsethik verschließen. Die Erhal-
tung unserer Natur und den Fortschritt der Gesellschaft müssen 
wir zur höchsten Priorität erklären. Klare Positionierungen in der 
Wissenschaft sind hierfür essentiell.

Forderungen

Unsere Forderung ist, dass in den Bremer Hochschulen ein Dis-
kurs mit dem Ziel von Transparenz, öffentlicher und interdiszip-
linärer Diskussion aufkommt. Unser erstes Ziel ist die Einhaltung 
von anerkannten ethischen und moralischen Standards auf nati-
onaler und internationaler Ebene. Konkret also Transparenz von 
dem Verfahren zur Einhaltung der Zivilklausel. In Hochschulen 
fordern wir die Bildung einer Kommission zur Umsetzung der 
Zivilklausel, welche bindende Entscheidungen fällt; sie soll aktiv 
recherchieren und transparent informieren.

Verantwortungsbewusstes Handeln soll von den Hochschulen 
gefördert und gefordert werden und resultiert in der friedlichen 
Weiterentwicklung und Bereicherung aller Nationen und Kultu-
ren. Konkret heißt das:

•	 Die Öffentliche Transparenz und eine wirksame Kontrolle 
zur Bekämpfung von Korruption an Hochschulen und For-
schungseinrichtungen müssen sichergestellt werden.

•	 Entsprechende Hinweisgebersysteme müssen an den wissen-
schaftlichen Einrichtungen und Hochschulen etabliert wer-
den, die einen anonymen Dialog ermöglichen sowie einen in-
stitutionellen Schutz für Hinweisgeber/Whistleblower bieten.

•	 Die Informationsfreiheitsgesetze/Transparenzgesetze der 
Länder müssen grundsätzlich auch für öffentliche Wissen-
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Detlef Borchers

Joseph Weizenbaum, Eliza und das Bild in der KI

Wie sich das Bild änderte, möchte ich anhand von Broschüren zei-
gen, die Henry Sherwood gesammelt hat. Henry war der ältere 
Bruder von Joe Weizenbaum und war 1960-1966 bei Burroughs 
Computer bei der Konstruktion der B2600-Mainfames beschäf-
tigt, während Joe bei General Electric arbeitete. Während seiner 
Zeit bei Diebold Research Europe sammelte Henry Sherwood so 
ziemlich alles, was über seinen Bruder oder über die Community 
der KI-Forscher veröffentlicht wurde. Zu dieser Community ge-
hörte zweifelsohne Joe Weizenbaum am MIT, jedenfalls bis er sich 
mit ELIZA beschäftigte. Auf dem Foto sehen wir ihn zusammen 
mit George Shannon, Ed Fredkin und Joe McCarthy.

Von Shannon ist ein berühmtes KI-Zitat überliefert: „I visualize 
a time when we will be to robots what dogs are to humans, and 
I’m rooting for the machines.“ Leider stellte sich das bekannte 
Zitat bei der Recherche als unvollständige Wiedergabe eines In-
terviews mit dem Magazin Omni heraus.

„Omni: Will robots be complex enough to be friends 
of people?

Shannon: I think so. I myself could very easily imagine 
that happening. I see no limit to the capabilities of ma-
chines. As microchips get smaller and faster, I can see 

Wer heute nach KI-Illustrationen sucht und eine Suchmaschine 
prügelt, der wird unweigerlich Bilder finden, in denen der Kopf 
oder das menschliche Gehirn mit Hilfe von Platinen-Layouts 
nachgezeichnet wird. Das war nicht immer so. Bevor es Compu-
ter gab, zeichnete der Austroamerikaner Frank Paul 1927 eine 
gewaltige Gedankenmaschine mit all dem, was damals Stand 
der Technik war.

schaftseinrichtungen gelten, besonders für deren Beziehun-
gen zu privatrechtlichen Organisationen. Die zum Schutz der 
Wissenschaftsfreiheit erforderlichen Einschränkungen der 
gesetzlichen Transparenzpflichten sind auf das nötige Maß 
zu beschränken und dürfen auch nicht durch privatrechtliche 
Vereinbarungen ausgeweitet werden.

•	 In jedem Drittmittelantrag der Universität Bremen muss der 
Antragsstellende angeben, ob das Projekt mit der Zivilklau-
sel vereinbar ist.

•	 Die Bremer Bürgerschaft wird aufgefordert, unbedingt die 
Sanktionierung der Nichteinhaltung der Zivilklausel gesetz-
lich zu verankern. Nur so lassen sich die ethischen Werte der 
Politik glaubwürdig vertreten.
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Abbildung 1: The Thought Machine, Foto: Frank Paul

Abbildung 2: George Shannon, Ed Fredkin, Joe Mc-
Carthy und Joseph Weizenbaum  

Foto: Mit freundlicher Genehmigung von M. Lefker Sherwood
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